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Resolution und Entschließung des Ortsjugendausschusses, der Delegierten- und Funktionärsversammlung der IG Metall Freudenstadt am 10. Februar 2010 
Die Krise trifft die junge Generation besonders hart. Viele Unternehmen haben in diesem Jahr angekündigt die Auszubildenden nicht übernehmen zu wollen. Aus diesem Anlass sind bereits schon einige Schlichtungsstellenverfahren erfolgt.

Eine Erfahrung aus diesen Schlichtungsstellenverfahren hat gezeigt, dass die aktuelle Formulierung aus dem § 4.2 des Tarifvertrages zur Beschäftigungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau Baden - Württemberg vom 03.09.2008 Hürden zur sicheren Übernahme der Azubis nach der Berufsausbildung aufweist.

Die Übernahme nach der Berufsausbildung ist eines unserer wichtigsten Ziele der IG Metall auf sämtlichen Ebenen.

Deshalb fordern wir die Große Tarifkommission und die Bezirksleitung Baden-Württemberg auf, folgende Forderungen für die Tarifrunde der Metall- und Elektroindustrie 2010 aufzunehmen:

a) Aus § 4.2 des Tarifvertrages zur Beschäftigungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau Baden-Württemberg vom 03.09.2008 soll folgender Nebensatz gestrichen werden:
„oder der Betrieb über seinen Bedarf Ausbildungsverträge geschlossen hat“

b) Ergänzend soll folgendes unter § 4.2 o. g. Tarifvertrages aufgenommen werden:

„Verweigert der Arbeitgeber die Übernahme Auszubildender im Anschluss der Berufsausbildung, so haben die nichtübernommenen Auszubildenden gegenüber dem Arbeitgeber einen Schadensersatzanspruch eines Bruttoentgeltes für mind. 12 Monate Beschäftigung nach Berufsausbildung.“

Begründung zu Forderung a):

Aufgrund der aktuellen Formulierung aus § 4.2 o. g. Tarifvertrages (Ausbildungsverträge über Bedarf) genügt derzeit dem Arbeitgeber bei Einstellung neuer Auszubildender die einseitige Behauptung – er bilde diese über Bedarf aus -, um die tarifvertragliche Übernahmeverpflichtung für Azubis zu brechen.

Südwestmetall hat aufgrund der aktuell gelaufenen Schlichtungsstellenverfahren diese Möglichkeit der Umgehung der Übernahmeverpflichtung bereits zur argumentativen Bearbeitung aufgenommen. Daher ist zu befürchten, dass zukünftig die Zahl der sogenannten Überbedarfsausbildungsplätze steigt. 

Dadurch verliert unsere derzeitige Übernahmeregelung ihre Wirkung.

Begründung zu b): 
Der Schadensersatzanspruch bei Nichtübernahme gehört gestellt, denn Arbeitgeber, die Auszubildende nach ihrer Berufsausbildung nicht übernehmen, dürfen durch diesen Tarifvertragsrechtsbruch nicht besser gestellt sein gegenüber den Arbeitgebern, die sich tarifvertragsrechtskonform verhalten.

Die sogenannte Überbedarfsausbildung vereinfacht den Arbeitgebern leichtfertig Auszubildende nach Berufsausbildung nicht im Betrieb zu übernehmen.

Diese Entwicklung steht den Anstrengungen unserer Organisation im Sinne der Zukunftssicherung für die junge Generation entgegen.

Deshalb müssen wir als IG Metall dringend im Rahmen der Tarifrunde 2010 entsprechend reagieren und handeln!
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